
An die Abgeordneten  

des Deutschen Bundestages 

 

22.08.21 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Vorhaben der Bundesregierung, sich vom Bundestag ein neues Mandat für einen robusten 

Bundeswehreinsatz in Afghanistan bestätigen zu lassen, stößt bei der Deutchen 

Friedensgesellschaft-Vereinigte Kriegsdienstgegner (DFG-VK) NRW auf strikte Ablehnung. 

Sie fordert alle Bundestagsabgeordneten auf, dieses Mandat abzulehnen. Die zurzeit 

laufenden Maßnahmen zum Ausfliegen von Menschen können im Rahmen des im Frühjahr 

beschlossenen Mandats erfolgen. 

 

Die augenblickliche besonders desaströse Situation derjenigen Menschen in Afghanistan, die 

für deutsche Organisationen, Firmen und die Bundeswehr gearbeitet haben, ist auf das 

Versagen der Bundesregierung zurückzuführen. Sie hat versäumt, die Entwicklung frühzeitig 

zu analysieren und ist auf entsprechende Warnungen und Hinweise nicht eingegangen. In 

dieser Situation nun die Ausreise dieser Personen möglicherweise auch durch Waffengewalt 

erzwingen zu wollen, zeugt von schlechtem Gewissen und soll letztendlich dazu dienen, das 

eigene Versagen zu verschleiern. Dazu soll die Verantwortung auf die Schultern der 

Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr verlagert werden. 

 

Die Ausreise der bedrohten Afghaninnen und Afghanen kann zurzeit noch über den Flughafen 

in Kabul erfolgen, ohne das dazu der Bundeswehr ein neues Mandat erteilt werden muss. 

Darüber hinausgehende Pläne, mit Waffengewalt die Ausreise von Menschen eventuell  

gegen den Widerstand der Taliban erzwingen zu wollen, birgt das Risiko, dass dies zu neuen 

Opfern auch unter Bundeswehrsoldaten führt. Auch die Gefahr, dass Zivilisten bei solchen 

Aktionen ums Leben kommen, wird nicht ausgeschlossen. Daher sehen wir diesen Weg der 

Gewalt als falsch an, der darüber hinaus auch die Gefahr weiter Eskalation in sich trägt, was 

zu einer weiteren Verschlimmerung der Situation der Menschen in Afghanistan führen würde.  

 

Wir fordern die Bundesregierung auf, möglichst viele Menschen aus Kabul auszufliegen, 

solange dies möglich ist. Außerdem müssen Nachbarländer Afghanistans sowie die Türkei 

dringend aufgefordert werden, ihre Grenzen für Flüchtlinge aus dem Land zu öffnen.  

Daneben und darüber hinaus sollten umgehend Verhandlungen mit den Taliban aufgenommen 

werden, um im Gegenzug zu zukünftigen Entwicklungshilfeleistungen die Ausreise weiterer 

Personen zu ermöglichen. Grundsätzlich gilt es, die Aufnahme aller geflüchteter 

Personengruppen aus Afghanistan in Deutschland, der EU aber auch in Nachbarstaaten 

Afghanistans zu ermöglichen, nicht nur von Mitarbeiter:innen deutscher Einrichtungen. Dies 

würde von wirklicher humanitärer Verantwortung für die Situation in Afghanistan zeugen.  

 

Mit freundlichen Grüße, 

 

Felix Oekentorp  Joachim Schramm 

Landessprecher  Landesgeschäftsführer 
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